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Projektentwickler kämpfen
mit dem Zinsanstieg, Geldge-
ber sind zurückhaltend. Das
macht die Refinanzierung
schwierig und die Unsicher-
heit groß. Die Titelgeschichte
des Magazin analysiert die
Lage und ihre Folgen. Ein In-
terview malt Szenarien, die
für viele unschön sein wer-
den: Zahlreiche Vorhaben
werden mehr Geld brauchen
und häufig wird ein Verkauf
der letzte Ausweg sein. Mez-
zaninefinanzierer erfüllt das
mit Hoffnung, Crowdinvest-
ments setzt das unter Stress.
Im Fahrwasser der steigen-
den Zinsen erleben die Bau-
sparkassen dagegen eine Art
Wiedergeburt.

Ergänzend finden Sie im
Magazin einen Blick auf den
Zustand der Digitalisierung in
den Banken, der eher mäßig
ist, und ein Update in Sachen
Geldwäschebekämpfung, bei
der es immer noch eher lang-
sam voran geht. Unser Markt-
überblick mit insgesamt 55
Finanzierern liefert erneut
Details, wer Geld für was und
zu welchen Bedingungen
bereitstellt.
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Rechtsanwalt
Dr. Walter Klein
von Loschelder

Quelle: Loschelder

Baurecht. Planer haben die
Wirtschaftlichkeit ihrer Vorschläge zu
beachten und darüber aufzuklären. Ein
Verstoß gegen diese Pflicht begründet
Schadenersatz.

OLG Stuttgart, Urteil vom 21. März 2023,
Az. 12 U 312/20

Planer müssen wirtschaftliche
Vorschläge machen
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DER FALL

EineWEGwill vierHäusermit einer neuen
Heizungsanlage ausstatten. Sie beauftragt
einen Ingenieur, Vorschläge für eine neue
Anlage auszuarbeiten. Die vorgeschla-
gene Lösung beinhaltet mehrere Alterna-
tiven. Die vom Planer empfohlene Vari-
ante ist der Einbau einer Gasbrennwert-
anlage mit einem Blockheizkraftwerk
(BHKW). Diese erzeuge Strom zur Erwär-
mung des Warmwassers auf 65 Grad Cel-
sius und beuge so Legionellenbildung vor.

Die WEG folgt der 250.000 Euro teuren
Empfehlung. Das BHKW geht nicht in
Betrieb, weil Zusatzinvestitionen notwen-
dig gewesen wären. Tatsächlich hätte für
die neue Heizung der Einbau von zwei
Gasbrennwertkesseln für rund 130.000
Euro ausgereicht. Vom Ingenieur fordert
die WEG die Ausgaben für das nutzlose
BHKW als Schadenersatz.
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DIE FOLGEN

Den hat er wegen mangelhafter Planung
zu leisten (§ 633 BGB). Ein Auftraggeber
kann erwarten, dass Planer – gleich, ob
Architekt oder Ingenieur – auch die Wirt-
schaftlichkeit von ihm vorgeschlagener
Lösungen berücksichtigt. Dies umfasst die
Verpflichtung, keinen übermäßigen, nicht
erforderlichen Aufwand zu betreiben. Ein
Planer muss zwar nicht so kostengünstig
wie möglich bauen. Er hat aber auf die
wirtschaftlichen Vorgaben und Belange
des Bauherrn Rücksicht zu nehmen.Diese

Verpflichtung erfüllte der Ingenieur nicht.
Er hat den Einbau eines BHKW empfoh-
len, obwohl es tatsächlich nicht erforder-
lich war. Dieser Mangel zieht Schadener-
satz nach sich. Der Auftraggeber ist so zu
stellen, wie er ohne die Pflichtverletzung
dastünde. Zu ersetzen ist die Differenz
zwischen den für den Einbau der Gas-
brennwertkessel notwendigen Kosten von
130.000 Euro und denen des BHKW von
250.000 Euro, insgesamt also 120.000
Euro.
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WAS IST ZU TUN?

Es reicht für eine mangelfreie Leistung
nicht aus, wenn die Leistung den getroffe-
nen Vereinbarungen entspricht und funk-
tionsfähig ist. Der Ingenieur hatte die Auf-
gabe, einen Vorschlag für eine neue Hei-
zungsanlage auszuarbeiten, und hat dies
erledigt. Damit ist es aber nicht getan. Der
Auftraggeber kann darüber hinaus erwar-
ten, dass der Planer so plant, dass die
finanziellen Interessen berücksichtigt
werden. Es entspricht nicht der für den

Ingenieur erkennbaren Haltung des Auf-
traggebers, dass Geld keine Rolle spielt.
Der Auftraggeber will selbst entscheiden,
ob – und wenn ja – welche Leistung aus-
geführt wird, die eventuell nicht erforder-
lich ist. Dazu muss er entsprechend auf-
geklärt werden. Die Aufklärungspflichten
des Planers sind für die ordnungsgemäße
Vertragserfüllung von zentraler Bedeu-
tung. (redigiert von Monika Hillemacher)

Rechtsanwalt
Niklas Janßen

von GTW Rechtsanwälte
Quelle: GTW Rechtsanwälte

Grundstücksrecht. Tiefgaragen, die sich
über mehrere Grundstücke erstrecken,
können dennoch als Teileigentum
eingetragen werden.

BGH, Beschluss vom 15. Juni 2023,
Az.V ZB 12/22

Trotz Überbau ist eine Tiefgarage
im Teileigentum möglich
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DER FALL

Ein Immobilieneigentümer errichtet auf
seinem Grundstück eine Tiefgarage, die
sich als Überbau auf ein bebautes Nach-
bargrundstück (Überbaugrundstück) er-
streckt. Die Tiefgarage ist vollständig von
dem Stammgrundstück aus erreichbar.
Der Kläger beantragt die Aufteilung des
Stammgrundstücks inklusive Tiefgarage
in Teileigentum. Das Grundbuchamt ver-
weigerte das.Die bautechnische und stati-

sche Verbindung mit dem Gebäude auf
demÜberbaugrundstück führe dazu, dass
die Tiefgarage wesentlicher Bestandteil
des Überbaugrundstücks wird. Dies
schließe eine sachenrechtliche Eigenstän-
digkeit der Tiefgarage aus. Rechtlich war
zu klären, wann eine Überbau-Tiefgarage
mit einem aufstehenden Gebäude kein
einheitliches Gebäude bildet.
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DIE FOLGEN

Der BGH hält die Aufteilung für möglich.
Die Frage, ob ein einheitliches Gebäude
(§ 93 BGB) vorliegt, wird demnach primär
nach der Verkehrsanschauung beantwor-
tet. Maßgeblich ist, ob die Tiefgarage bei
funktionaler undwirtschaftlicher Betrach-
tung als eigenständige Einheit und
dadurch als einheitliches Gebäude des
Stammgrundstücks anzusehen ist. Ist die
Tiefgarage als rechtmäßigerÜberbau über
eine Zufahrt auf dem Stammgrundstück
vollständig erreichbar, steht eine bautech-

nische und statische Verbindung mit
einem Gebäude auf dem Überbaugrund-
stück einer sachenrechtlichen Eigenstän-
digkeit gerade nicht entgegen. Kann der
Eigentümer die vollständige Erreichbar-
keit über das Stammgrundstück nach-
weisen, muss das Grundbuchamt die
Tiefgarage nach der allgemeinen Lebens-
erfahrung dem Stammgrundstück zu-
ordnen.
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WAS IST ZU TUN?

Die Entscheidung beseitigt grundbuch-
rechtliche Hindernisse für die eigentums-
rechtliche Aufteilung von grundstücks-
übergreifenden Tiefgaragen. Der BGH
hat sichdabei für eine pragmatische Sicht-
weise entschieden. Danach ist zu prüfen,
wie die Tiefgarage nach der Verkehrs-
anschauung zu betrachten ist. Bislang
bestanden für diese Unterbaulösung
rechtliche Unsicherheiten. Sie stellt für
den Projektentwickler aber häufig die
wirtschaftlich sinnvollste Variante dar.

Die Entscheidung für die Unterbaulösung
sollte stets frühzeitig im Planungsprozess
getroffen werden, um die notwendigen
rechtlichen Voraussetzungen rechtzeitig
schaffen zu können. So müssen zwingend
gegenseitige Dienstbarkeiten ausgestaltet
und eingetragen werden. Auch die früh-
zeitige Einbindung des Nachbareigentü-
mers ist in einem solchen Fall erforder-
lich. (redigiert von Monika Hillemacher)

Rechtsanwältin
Veronika Thormann

von Bethge
Quelle: Bethge

Maklerrecht. Eine AGB-Klausel, die
Provision vom Kunden vorsieht, wenn
dieser Informationen an kaufende Dritte
weitergibt, ist unwirksam.

OLG Düsseldorf, Urteil vom 20. Oktober 2023,
Az. 7 U 45/22

Kein Maklerlohn, wenn Kunden
Infos weitergeben
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DER FALL

Die Maklerin wies dem beklagten Interes-
senten ein Grundstück zum Kauf nach.
Den Kaufvertrag schloss jedoch nicht er,
sondern eine Firma, in der ein Bekannter
des Interessenten leitend tätig war. Dieser
Bekannte hatte einen Besichtigungster-
min zusammen mit dem Interessenten
wahrgenommen. Die Maklerin warf die-
sem vor, sein Kaufinteresse nur vorge-
täuscht zu haben, um Informationen
unrechtmäßig an den Bekannten weiter-
zugeben. Dies sei ohne ihre Zustimmung

geschehen. Damit liege ein Verstoß gegen
Vertraulichkeitsvereinbarungen in den
AGB vor. Diese sahen einen Provisions-
anspruch im Fall einer Weitergabe von
Angebot bzw. Objektnachweis an einen
Dritten vor, wenn dieser den Vertrag
abschließt. Die Maklerin forderte Provi-
sion und Schadenersatz vom Interes-
senten.
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DIE FOLGEN

Die Maklerin scheiterte. Es gab keinen
ausreichenden Beweis dafür, dass der
Beklagte ein eigenes Kaufinteresse nur
vorgetäuscht hatte. Zudem konnte eine
unrechtmäßige Weitergabe von Informa-
tionen nicht nachgewiesen werden. Ent-
scheidend war darüber hinaus, dass die
entsprechenden Klauseln in den AGB der
Maklerin für unwirksam erklärt wurden.

Das Gericht befand die Klauseln als zu
unklar formuliert. Außerdem würden
diese die Rechte der Kunden unangemes-
sen einschränken, weil sie in der vorlie-
genden Formulierung nicht nur im Falle
einer unbefugten Weitergabe von Infor-
mationen gelten sollten, sondern auch in
anderen Fällen der Weitergabe.
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WAS IST ZU TUN?

Bei der Verwendung und Gestaltung von
AGB sollten Makler große Sorgfalt walten
lassen. Zwar hatte der Bundesgerichtshof
schon 1987 entschieden, dass die Auf-
nahme einer Provisionsklausel für den
Fall einer unzulässigen Weitergabe des
Nachweises an einen Dritten in AGB
zulässig sei.Wie eine solcheKlausel zu for-
mulieren ist, blieb jedoch offen. Eine
unsachgemäße Formulierung kann dazu
führen, dass die Klausel als unwirksam
eingestuft wird mit der Folge, dass der
damit angestrebte Provisionsanspruch

ausgeschlossenwird. Es ist ratsam, bei der
Formulierung von AGB-Klauseln recht-
liche Beratung einzuholen, um sicher-
zustellen, dass diese den Anforderungen
entsprechen. Darüber hinaus sollte der
Makler bei Hinzutreten von weiteren Per-
sonen ggf. an den Abschluss eines weite-
ren Maklervertrags oder an die Erweite-
rung des bestehenden Vertrags denken.

(redigiert von Monika Hillemacher)

Rechtsanwalt Dr. Ulrich
Leo von WIR Breiholdt

Nierhaus Schmidt
Quelle: WIR BNS

Mietrecht. Für Ansprüche des
Vermieters aus der Rückgabe eines
Objekts beginnt die Verjährung, sobald
er die Mietsache zurückerhalten hat. Das
kann weit vor Ende der Mietzeit sein.

OLG Hamm, Urteil vom 1. September 2023,
Az. 30 U 195/22

Die Verjährungsfrist startet mit
der Rückgabe der Mietsache
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DER FALL

Vermieter und Mieter waren über einen
Gewerberaummietvertrag verbunden.
Nachdem der Mieter den Mietvertrag
gekündigt hatte, bestand zwischen den
Parteien Uneinigkeit über den Zeitpunkt
der Beendigung. Weit vor dem tatsächli-
chen Mietende im Juni 2021 warf der
Mieter im Januar 2021 sämtliche Schlüssel

der Mietsache in den Briefkasten des Ver-
mieters, der die Schlüssel behielt. Als der
Vermieter Mitte Juli vom Mieter verur-
sachte Schäden an der Mietsache bei die-
sem geltend macht, beruft sich der Mieter
auf Verjährung. Der Vermieter klagt.
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DIE FOLGEN

Das OLG Hamm weist die Klage wegen
Verjährung ab. Die sechsmonatige Frist
für Ansprüche im Zusammenhang mit
dem Rückgabezustand beginnt mit Rück-
erhalt der Mietsache und damit unabhän-

gig und in dem Fall vor Ende der Mietzeit.
Für den Rückerhalt der Mietsache ist es
lediglich erforderlich, dass der Mieter den
Besitz aufgibt und der Vermieter die Sach-
herrschaft wiedererlangt.
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WAS IST ZU TUN?

Die Verjährungsfristen bei Vertragsende
erweisen sich immer wieder als Falle für
die Vertragsparteien. Die sechsmonatige
Verjährungsfrist für Vermieteransprüche
imZusammenhangmit demRückgabezu-
stand beginnt genau mit dem Tag nach
Rückerhalt. Verlängerungen der kurzen
Frist in Vermieter-AGB sind regelmäßig
unwirksam. Auch bei individualvertragli-
chen Regelungen sind gravierende Fehler
nicht ausgeschlossen. Würde zum Bei-
spiel – was wirksam wäre – vereinbart,
dass alle Vermieteransprüche im Kontext
des Rückgabeanspruch nach einem Jahr
verjähren, schneidet sich der Vermieter
tief ins eigene Fleisch,weil er etwadie Ver-
jährung für Ausgleichsansprüche zum
Beispiel bei Kontaminationen des Bodens
von drei Jahren auf ein Jahr verkürzt hat.
Größte Sorgfalt ist daher geboten. Bei
kurzer Verjährung erweist sich die Bar-

kaution häufig als letzte Rettung, da ver-
jährte Forderungen des Vermieters mit
dem Rückzahlungsanspruch des Mieters
aufgerechnet werden können. Noch
tückischer ist die Verjährung von Ansprü-
chen des Mieters auf Wegnahme von Ein-
richtungen und Aufwendungsersatz.
Denn diese Frist beginnt mit Beendigung
des Mietverhältnisses, etwa mit Zugang
einer wirksamen fristlosen Kündigung,
und nicht erst mit Rückgabe der Miet-
sache. Selbst wenn der Vermieter an
einer vom Mieter eingebrachten Einrich-
tung das Vermieterpfandrecht geltend
macht, läuft die sechsmonatige Frist
weiter. Insbesondere bei Gastronomie-
betrieben und Hotels können auf diese
Weise große Sachwerte betroffen sein.

(redigiert von Monika Hillemacher)

ANZEIGE


